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Liebe Freundinnen und Freunde  
sozialdemokratischer Kommunalpo-
litik, egal, wie hektisch ein Tag be-
ginnt und wie voll der Terminkalen-
der ist, mindestens ein Blick in die Ta-
geszeitung gehört für mich am Mor-
gen einfach dazu. Dank Internet und 
Abendnachrichten ist man über das 
Weltgeschehen meistens bereits in-
formiert und was im Land geschieht, 
verraten einem Radio und Branden-
burg aktuell. Was aber direkt vor Ort 
gerade die Gemüter erregt, was für 
gute oder schlechte Stimmung sorgt, 
was die Menschen in der Gemeinde 
bewegt, erfährt man nach wie vor 
aus der Zeitung. Selbst dann, wenn 
wir als Kommunalpolitiker*innen die 
Nachrichten selbst „produzieren“, ist 
deren Reflektion in der Zeitung ein 
wichtiger Indikator und zugleich be-
stimmender Faktor für die öffentliche 
Reaktion. Sie lesen ebenfalls noch je-
den Morgen eine Lokalzeitung? Dann 
gehören wir beide zu einer ausster-

benden Spezies. In gerade einmal 
noch gut jedem fünften Briefkasten 
in Brandenburg steckt allmorgent-
lich eine Tageszeitung. Die schon seit 
Jahren rückläufigen Abonnentenzah-
len sind im Jahr 2014 noch einmal 
drastisch gesunken, als bei Branden-
burgs größter Tageszeitung, der Mär-
kischen Allgemeinen, Lokalredaktio-
nen reduziert und zusammengelegt 
wurden und seither Gebiete abde-
cken sollen, die das Attribut Lokal 
nicht mehr rechtfertigen. 

Auch die überregionalen Tages-
zeitungen verzeichnen sinkende 
Auflagenzahlen und setzen im-
mer stärker auf das Internet, um 
ihre Inhalte zu verbreiten. Uns als 
Kommunalpolitiker*innen stellt das 
vor das doppelte Dilemma, dass die 
regionalen Zeitungen immer weni-
ger Ressourcen haben, über tatsäch-
lich vor Ort relevante Themen zu be-
richten, zum anderen, das wenige, 

was an Inhalten noch transportiert 
werden kann, kaum noch jeman-
den erreicht. Politikvermittlung muss 
heute, das ist gar keine Frage, auf 
anderen Wegen geschehen als ehe-
dem.  

Ein Medium, das sich nach wie vor 
dabei großer Beliebtheit erfreut und 
mittlerweile von nahezu allen Al-
tersgruppen genutzt wird, ist trotz 
aller Skepsis über Datenschutz und 
-sicherheit das soziale Netzwerk 
Facebook. Manchmal überkommt 
einen der Eindruck, was nicht auf 
Facebook in der Timeline erscheine, 
habe auch gar nicht stattgefunden. 
Ausschusssitzungen, der Besuch 
beim Verein der Kleintierzüchter, ein 
neuer Gummibaum für den Kreis-
tagssaal, das Mittagessen in der Rat-
hauskantine und vieles mehr – alles 
sei einen „Post“ bei Facebook wert, 
ob es nun tatsächlich eine relevante 
Nachricht ist, oder nicht. Allerdings 

kennen wir das ja schon aus der gu-
ten alten Zeit, als Lokalblätter noch 
Lokalblätter waren. Was allerdings 
Facebook und Zeitung gravierend 
unterscheidet, ist die Responsivität, 
die Möglichkeit, auch als Empfänger 
einer Botschaft, sofort auf diese öf-
fentlichkeitswirksam zu reagieren. 
Hemmschwelle und Zeitaufwand, 
einen Leserbrief zu schreiben, sind 
deutlich höher, als einen Beitrag bei 
Facebook zu kommentieren. 

All das vermag unsere Kommunika-
tion auf allen politischen Ebenen zu 
verändern. Jeder, der sich auf Face-
book und dessen Logik einer breiten 
und möglichst schnellen Verbreitung 
vermeintlicher Nachrichten (Viralität) 
einlässt, entscheidet selbst darüber, 
was unabhängig von Relevanz, Aktu-
alität und Qualität Nachricht ist und 
durch ihn öffentlich wird. Jeder Emp-
fänger wiederum kann umgehend 
reagieren und antworten – zunächst 
ungebremst, ungefiltert, unge-
schminkt, unzensiert. So werden un-
ter vielen Facebook-Einträgen nicht 
nur nicht äußerst lebhafte Debatten 
geführt, unter manchem „Post“ fin-
den sich auch wüste Beschimpfun-
gen, derbe und verletzende Kom-
mentare, die laut auszusprechen ver-
mutlich kaum einer der Autoren den 
Mut aufbrächte, die sich aber leicht-

Machen wir gute Nachrichten  
von links!
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fertig und schnell in die Tastatur tip-
pen lassen. Wer eine Verrohung des 
Umgangstons und der Sprache, eine 
Radikalisierung der politischen Äu-
ßerungen heute noch abstreitet, hat 
noch nie bei Facebook eine Politiker-
seite besucht und die Kommentar-
zeilen gelesen. Voller Hass und Zorn 
wird da frei von der Leber weg ge-
schrieben, was als Erstbestes durch 
den nicht immer hochkarätig gefüll-
ten Kopf geht – Beleidigungen und 
Gewaltandrohungen inklusive. Eben 
diese jeglicher Scham entkleidete 
Sprache, dieser Zorn und diese Het-
ze werden durch Pegida und Co. auf 
die Straßen getragen und machen 
sich auf unseren Marktplätzen breit, 
finden Wiederhall in Sprechchören 
und auf Transparenten, in den volks-
verhetzenden Reden der Höckes und 
Gaulands. Hetze versucht, Schritt 
für Schritt unsere Gesellschaft nach 
rechts zu treiben. Dem müssen wir 
entschieden entgegentreten. Der 
viel beschworene Aufstand der An-
ständigen beginnt jeden Tag aufs 
Neue bei uns ganz persönlich. Zei-
gen wir Haltung gegen Hass und 
Hetze, werben wir für Zusammen-
halt und Solidarität – entschieden 
in der Sache, aber mit einem festen 
Kompass in Form und Stil. Anlässe, 
unsere sozialdemokratischen Werte 
zu verteidigen, finden sich tagtäg-
lich beim Blick in die Zeitung. „Höcke 
hält Hetzrede in Dresden“, „Gipfel-
treffen der Rechtspopulisten in Ko-
blenz“, „Präsident Trump beschimpft 
Meryl Streep“. Ach, vielleicht sollte 
ich doch die Zeitung abbestellen …

Für eine hoffentlich erholsame Ab-
wechslung zu schlechten Nachrichten 
von rechts können wir selbst sorgen 
– für gute Nachrichten von links. Un-
ter diesem Motto stehen hoffentlich 
auch in diesem Jahr alle Ausgaben 
des BRANDENBURG EXTRA und ich 
wünsche viel Spaß bei der Lektüre.

Eure

Ines Hübner
Bürgermeisterin der Stadt Velten
und Landesvorsitzende 
der SGK Brandenburg 

Artikelserie zum kommunalen  
Finanzausgleich
Artikel 1: Verfassungsrechtliches Erfordernis und Funktion des kommunalen  
Finanzausgleichs; sein Zusammenhang mit dem Landeshaushalt 

Autor Dr. Stephan Wilhelm

Die Selbstverwaltungsgarantie für 
die Kommunen nach Art. 28 Grund-
gesetz (GG) schließt zugleich die 
finanzielle Eigenverantwortung mit 
ein. Die Kommunen sind von Ver-
fassungs wegen gehalten, ihr Han-
deln in finanzieller Hinsicht eigen-

verantwortlich auszurichten. Die 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
stehen daher in erster Linie selbst 
in der Verantwortung, die mit der 
Aufgabenerfüllung notwendigen 
Finanzmittel zu beschaffen. Inso-
fern hat der Verfassungsgeber den 
Gemeinden bei den Realsteuern 
(Gewerbesteuer, Grundsteuern) ein 
Hebesatzrecht eingeräumt. Darüber 
hinaus haben die Gemeinden die 
Möglichkeit, weitere Steuern (z.B.: 
Zweitwohnungssteuer) zu erheben. 
Ferner sind die Einnahmemöglich-
keiten aus Gebühren und Beiträgen 

auszuschöpfen. Diese Gelder sollen 
unmittelbar von denjenigen gezahlt 
werden, die die entsprechenden 
Leistungen in Anspruch nehmen. 

Soweit das Land die Kommunen 
zur Erfüllung neuer öffentlicher 

Aufgaben verpflichtet, sei es durch 
Übertragung staatlicher Aufgaben 
(als Auftragsangelegenheiten oder 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung) bzw. durch gesetzliche 
Regelung von kommunalen Selbst-
verwaltungsaufgaben, ist es gemäß 
Art. 97 Abs. 3 der Landesverfassung 
Brandenburg (LV Bbg) zugleich ver-
pflichtet, die damit im Zusammen-
hang stehenden Mehrkosten zu er-
statten (striktes Konnexitätsprinzip).

Die eigenen Steuereinnahmen, die 
Gebühren und Beiträge sowie die 

Erstattungsleistungen für die ge-
setzlich zugewiesenen Aufgaben 
reichen jedoch bei Weitem nicht 
aus, die den Kommunen obliegen-
den Aufgaben zu erfüllen und zu-
dem eine kraftvolle kommunale 
Selbstverwaltungstätigkeit zu ent-

falten. Nach dem Grundgesetz sind 
die Länder daher verpflichtet, einen 
Teil ihrer Steuereinnahmen an die 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
weiterzuleiten. Diese Verpflichtung 
wird in Art 99 LV Bbg wie folgt kon-
kretisiert:

„Die Gemeinden haben zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben das Recht, sich 
nach Maßgabe der Gesetze eigene 
Steuerquellen zu erschließen. Das 
Land sorgt durch einen Finanzaus-
gleich dafür, daß die Gemeinden 
und Gemeindeverbände ihre Auf-
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gaben erfüllen können. Im Rahmen 
des Finanzausgleichs sind die Ge-
meinden und Gemeindeverbände 
an den Steuereinnahmen des Lan-
des angemessen zu beteiligen.“ 

Der ausgleich gewährleistet  
die Selbstverwaltung 
Der kommunale Finanzausgleich 
(KFA) nach Art. 99 LV Bbg ist seinem 
Wesen nach ein nachrangiger Aus-
gleich mangelnder Finanzkraft der 
Gemeinden und Gemeindeverbän-
de. Er ist darauf ausgerichtet, den 
Kommunen eine so auskömmliche 
Finanzausstattung zu gewähren, 
dass sie die kommunale Selbstver-
waltung kraftvoll ausüben können. 

Der KFA hat dabei zum einem die 
Aufgabe, die Finanzkraft der Kom-
munen insgesamt, d.h. ihre Finanz-
masse zu erhöhen, weil die eigenen 
Einnahmen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände regelmäßig zur 
Deckung des Finanzbedarfs nicht 
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ausreichen (fiskalische Funktion; 
„Komplementärfinanzierung“ – ver-
tikaler Finanzausgleich; s. o.) und 
zum anderen die Unterschiede in 
der Finanzkraft der Gemeinden und 
der Umlagekraft der Landkreise un-
tereinander abzumildern (distributi-

ve Funktion – horizontaler Finanz-
ausgleich). Zugleich hat er auch eine 
raumordnerische Funktion. 

Unterschiedliche Steuerkraft
Der horizontale Ausgleich wird vor 
allem durch die Berücksichtigung 

der Steuerkraftunterschiede zwi-
schen den Gemeinden bzw. Ge-
meindeverbänden herbeigeführt. 
Die raumordnerische Funktion 
kommt in der sog. Hauptansatzstaf-
fel bei der Finanzbedarfsbemessung 
für die Gemeinden (§ 8 BbgFAG), 

im Mehrbelastungsausgleich für die 
Mittelzentren und Kreisstädte (§ 
14a) sowie auch im sog. Demogra-
fie-Faktor bei der Bestimmung der 
maßgeblichen Einwohnerzahl (§ 20) 
zum Tragen.

Das Ziel des kommunalen Finanz-
ausgleichs besteht dabei nicht in 
einer Nivellierung der kommunalen 
Einkommensverhältnisse, sondern 
lediglich in der Sicherung einer fi-
nanziellen Mindestausstattung und 
der Angleichung der Finanzkraftun-
terschiede.

Brandenburgs Kommunen 
brauchen transferleistungen
Die kommunale Steuerdeckungs-
quote ist in Brandenburg mit ca. 
25 Prozent etwa um die Hälfte 
geringer als in den westdeutschen 
Flächenländern, so dass die Kom-
munen hier (wie in Ostdeutschland 
insgesamt) wesentlich stärker auf 
Transferleistungen von den jeweili-
gen Ländern angewiesen sind. 

Kernelement des KFA sind die 
Schlüsselzuweisungen, die in Ab-
hängigkeit von der Steuerkraft 
(Gemeinden) bzw. Umlagekraft 
(Landkreise) pauschal zugewiesen 
werden. Darüber hinaus erhalten 
die Gemeinden und Gemeindever-
bände im Rahmen des KFA weitere 
Zuweisungen (Schullastenausgleich, 
Mehrbelastungsausgleich für Mit-
telzentren und Kreisstädte, Sozi-
al- und Jugendhilfelastenausgleich, 
Ausgleich der Belastungen aus der 
Neuregelung des Familienleistungs-
ausgleichs usw.).

Bis zum Jahr 2004 wurden die fi-
nanziellen Grundlagen nach Art. 99 
LV Bbg durch ein jährliches bzw. 
zweijähriges Gemeindefinanzie-
rungsgesetz gesetzlich geregelt. 
Damit orientierte sich der Landes-
gesetzgeber seinerzeit an der Re-
gelung in Nordrhein-Westfalen. 
Mit dem In-Kraft-Treten des Bran-
denburgischen Finanzausgleichsge-
setzes (BbgFAG) am 1. Januar 2005 
wurde der kommunale Finanzaus-
gleich im Land Brandenburg – wie 
in den meisten anderen Bundeslän-
dern – auf eine dauerhafte gesetzli-
che Grundlage gestellt. Damit wur-
de die Planungssicherheit für die 
kommunale Haushaltswirtschaft 
wesentlich erhöht.  
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Nach § 1 Abs. 3 BbgFAG muss die 
Verbundmasse (Anteil der Kommu-
nen an den Finanzmitteln des Lan-
des im sog. Steuerverbund) unter 
Beachtung der Leistungsfähigkeit 
des Landes mindestens so bemes-
sen sein, dass der Finanzbedarf für 
pflichtige (Selbstverwaltungs-)Auf-
gaben und ein angemessener Anteil 
für freiwillige (Selbstverwaltungs-)
Aufgaben finanziell gedeckt sind (fi-
nanzielle Mindestausstattung). Das 
Landesverfassungsgericht Bbg hat 
im sog. Neulietzegöricke-Urteil v. 
16.09.1999, dazu ausgeführt:

Landesfinanzen können sich 
auf den anspruch auswirken
„In der Tat kann der gemeindliche 
Finanzierungsanspruch nicht losge-
löst von der Gesamtsituation der 
Landesfinanzen gesehen werden (...) 
Eine vergleichsweise enge gemeind-
liche Finanzausstattung als solche 
kann daher bei einer angespannten 
öffentlichen Haushaltslage, wie sie 
derzeit gegeben ist, verfassungs-

rechtlich hinzunehmen sein. Seine 
Grenze findet diese Rücksichtnahme 
auf die Landesfinanzen aber in dem 
Recht auf kommunale Selbstverwal-
tung, das nicht ausgehöhlt werden 
darf.“ (VfGBbg 28/98 -, S. 11)

Die Mindestfinanzausstattung ist 
nicht allgemein quantifizierbar. Bei 
der Frage der Angemessenheit der 
Finanzausstattung im System des 
KFA kann es nur darum gehen, die 
strukturbedingten, nicht jedoch die 
selbst verantworteten Unterschie-
de zwischen den Gemeinden und 
Landkreisen abzumildern.

Art. 99 Satz 2 LV Bbg legt das 
Land für den kommunalen Finanz-
ausgleich nicht auf ein bestimmtes 
Verteilungssystem fest. Bei der Art 
und Weise der Ausgestaltung der 
Verfassungsnorm hat der Gesetz-
geber einen weiten Ermessensspiel-
raum. Was dabei eine angemessene 
Finanzausstattung konkret bedeu-
tet, ist immer wieder neu anhand 

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
 
Schirmherrin Ute Vogt

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de
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der sich ändernden Gegebenheiten 
zu überprüfen. Dazu wurden in § 3 
Abs. 4 und in § 8 Abs. 3 BbgFAG 
regelmäßige Überprüfungserforder-
nisse normiert.

Im Land Brandenburg werden die 
Kommunen mittels einer geteil-
ten Verbundquote mit 20 Prozent 
an den Einnahmen des Landes aus 
Steuern einschließlich Länderfinanz-
ausgleich und Fehlbedarfs-Bundes-
ergänzungszuweisungen sowie mit 
40 Prozent an den – allerdings zum 
31.12.2019 auslaufenden – Sonder-
bedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen (SoBEZ) beteiligt. Die sich 
daraus ergebende rechnerische 
Durchschnitts-Verbundquote be-
trug – unter Einrechnung der bis 
2004 aus der Verbundmasse fi-
nanzierten Zuweisungen für über-
tragene Aufgaben – im Jahr 2005  
26,94 und lag damit deutlich über 
der Verbundquote des Gemeinde-
finanzierungsgesetzes 2004 (25,30 
Prozent). Aufgrund des Rückgangs 

der SoBEZ ab dem Jahr 2009 verrin-
gerte sich diese rechnerische Durch-
schnittsverbundquote aber bis zum 
Jahr 2011 auf 25,56 Prozent und be-
trug im Jahr 2015 nur noch 24,08 
Prozent. Diese Quote muss aller-
dings immer im Zusammenhang mit 
der Entwicklung der Steuerkraft der 
Gemeinden gesehen werden. Wie 
oben bereits ausgeführt, beträgt 
die kommunale Steuerdeckungs-
quote derzeit ca. 25 Prozent; dem-
gegenüber betrug sie z. B. 2011 nur 
21 Prozent.
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Terminankündigung der SGK Brandenburg

Alle InteressentInnen sind herzlich eingeladen

Kommunalwirtschaftliches Fachgespräch der  
SPD-Landtagsfraktion Brandenburg,  
der SGK Brandenburg und des VKU

Zeit: 22. Februar 2017
 8:00 – 20:00 Uhr, anschließend Imbiss und Ausklang

Ort: Landtag in Potsdam, Fraktionssitzungssaal der SPD

Tagesordnung
1. Begrüßung durch  Björn Lüttmann (PGF), 
 in Vertretung des  Fraktionsvorsitzenden
2. Begrüßung durch Bürgermeisterin Ines Hübner, 
 Vorsitzende der SGK Brandenburg  
3. Begrüßung durch Helmut Preuße, 
 den Vorsitzenden des Vorstandes der 
 VKU Landesgruppe Berlin-Brandenburg 
4. Themenkomplex: Energie 
a. KWK
b. Netzentgelte, inkl. vermiedene Netzentgelte

Statement/Impulsvortrag:
 – Michael Wübbels, VKU, Stellvertretender 
  Hauptgeschäftsführer und Abteilungsleiter 
  Energiewirtschaft
 – Ralf Holzschuher, energiepolitischer Sprecher 
  der SPD-Fraktion
 – Dr.-Ing. Klaus Freytag, Leiter der Abteilung Energie und 
  Rohstoffe, MWE Brandenburg
5. Themenkomplex: digitale Infrastruktur
a. Infrastruktur
b. Geschäftsfelder und Innovationen
c. EGovernment

Statement/Impulsvortrag:
 – Helmut Barthel (wirtschaftspolitischer Sprecher
  der SPD-Fraktion
 – Thomas Abel, VKU, Geschäftsführer, Abteilung Wasser/
  Abwasser und Telekommunikation

Kommunalkongress 2017  
der SGK Brandenburg

Samstag, 11.  März 2017
09:30 – 13:30 Uhr

Regine-Hildebrandt-Haus, 
Alleestraße 9, 14469 Potsdam,

Otto-Wels-Saal

Der Kommunalkongress 2017 der SGK Brandenburg 
wird sich neben dem aktuellen Stand der  
Verwaltungsstrukturreform der Arbeit der  

Enquete-Kommission 6/I des Landtages „Zukunft der 
ländlichen Regionen vor dem Hintergrund des  

demografischen Wandels“ widmen.

Zudem finden auf dem Kommunalkongress die  
turnusmäßigen Neuwahlen des Vorstandes der SGK 

Brandenburg statt.

Insbesondere alle Mitglieder  
der SGK Brandenburg sind herzlich eingeladen.

Aus organisatorischen Gründen wird um  
eine Anmeldung gebeten, telefonisch unter  

0331 73098201, via E-Mail an  
nrochlitzer@sgk-potsdam.de oder postalisch an SGK 

Brandenburg, Alleestraße 9, 14469 Potsdam

 Foto: SGK Brandenburg
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Ein Blick zurück
Im Dezember 2004 beschloss die 
Landesregierung nach intensiver 
Diskussion eine grundlegende Neu-
ausrichtung der Wirtschaftspolitik. 
Unter dem Motto „Stärken stärken“ 
begann die räumliche und sektorale  
Neuausrichtung der Förderpolitik. 
War es bis dahin üblich, Fördergelder 
gewissermaßen mit der Gießkanne 
über das ganze Land zu verteilen, 
sollten in Zukunft nur noch die star-
ken und gesetzten „Keimlinge“ den 
weniger werdenden Geldregen er-
halten. In der Vergangenheit hatte 
oft zufällig entstandener Beiwuchs 
und manch schillernde Pflanze den 
Geldregen aufgesogen, ohne den er-
warteten Ertrag zu bringen. 

Da es zum damaligen Zeitpunkt we-
der im Land Brandenburg noch sonst 
in der Bundesrepublik Erfahrungen 
zur Organisation und Führung eines 
derartigen Prozesses gab, betrat man 
wirtschaftspolitisches Neuland. Als 
verwaltungsseitiger Koordinator des 
Prozesses auf Landesebenen wurde 
deshalb eine bei der Staatskanzlei an-
gesiedelte interministerielle Arbeits-
gruppe (IMAG) gebildet.

Nach einem knappen Jahr Arbeit der 
IMAG wurden im November 2005 
durch Beschluss der Landesregie-
rung 15 Regionale Wachstumskerne 
(RWK) ausgewiesen. Im Einzelnen 
waren und sind das 11 Einzelstandor-
te (Neuruppin, Schwedt an der Oder, 
Eberswalde, Brandenburg an der Ha-
vel, Potsdam, Ludwigsfelde, Lucken-
walde, Fürstenwalde/Spree, Frank-
furt/Oder-Eisenhüttenstadt, Cottbus 
und Spremberg). Hinzu kommen 
die sogenannten Mehrlinge Prignitz 
(Perleberg, Wittenberg, Karstädt), 
OHV (Oranienburg, Hennigsdorf 
Velten), Schönefelder Kreuz (Königs 
Wusterhausen, Wildau, Schönefeld) 
und die Westlausitz (Finsterwal-
de, Großräschen, Lauchhammer, 
Schwarzheide, Senftenberg).

Bei der Auswahl kamen Standorte 
zum Zuge, die über besondere wirt-

schaftliche Potenziale und Kapazitä-
ten in Wissenschaft und Forschung 
sowie über eine Mindesteinwoh-
nerzahl von 20.000 an einem der 
Standorte verfügten. Die 15 RWK 
umfassten zum Auswahlzeitpunkt 
nur ca. zehn Prozent der Fläche 
des Landes, vereinten aber gut ein 
Drittel der Bevölkerung. Knapp die 
Hälfte der Arbeitsplätze des Landes 
waren hier angesiedelt. Außerdem 
zeigten die Standorte eine beson-
dere Häufung von Unternehmen, 
die den neuen Branchenkompe-
tenzfeldern (besonders wachstums- 
und wettbewerbsfähige Branchen) 
zuzuordnen waren. 

Definition der  
Entwicklungsziele
Die Entwicklungsziele für alle RWKs 
wurden wie folgt definiert:
•	Schaffung von Arbeitsplätzen und 

Senkung der Arbeitslosigkeit
•	Verringerung der Abwanderung
•	Bereitstellung passgenauer und at-

traktiver Investitions- und Ansied-

lungsbedingungen für Unterneh-
men

•	Konzentration und effizienterer 
Einsatz der Fördermittel 

•	Stärkung der Motorfunktion der 
RWK und Ausstrahlung auf ihr Um-
land

Diese Ziele waren zugleich auch 
die Kernindikatoren, an denen die 
Wirksamkeit der Neuausrichtung der 
Wirtschaftspolitik gemessen werden 
konnte und sollte. Bemerkenswert 
ist, dass bereits mit Beginn der Ent-
wicklung versucht wurde Mecha-
nismen zu etablieren, wie die jährli-
chen IMAG-Konsultationen mit allen 
RWKs, die in wesentlichen Punkten 
eine kontinuierliche Evaluation des 
Prozesses erlaubten und erlauben. 
Da es sich aber bei der RWK-För-
derung um einen sehr komplexen 
Prozess handelt, bei dem es keinen 
linearen Ursache-Wirkungs-Zusam-
menhang gibt, wurde bei den Kon-
sultationen insbesondere auf den 
„Lerneffekt“ Wert gelegt.

Fördertechnisch wurden die von 
EU und Bund bereitgestellten Mit-
tel durch das Land kofinanziert, um 
die Konzentration auf einen zielge-
nauen Einsatz zu erhöhen (Punkt-
bewässerung). Deshalb konnte der 
Evaluierungsbericht von Ernst Base-
ler + Partner GmbH aus dem Jahre 
2010 auch feststellen: „Die unter 
den gegebenen Rahmenbedingun-
gen vorhandenen Möglichkeiten 
wurden im Rahmen der Neuaus-
richtung der Förderpolitik in Bran-
denburg genutzt und die Konzen-
tration von Fördermitteln auf die 
RWK zu einem Kernbestandteil der 
neuen Förderstrategie gemacht. 
Insgesamt 28 Förderprogramme 
und Haushaltsansätze wurden für 
die EU-Förderperiode 2007–2013 
verstärkt auf RWK ausgerichtet, 
d. h. die RWK hatten Fördervor-
rang bzw. ihnen wurde ein höherer 
Fördersatz gewährt. Im Ergebnis 
stieg in mehr als zwei Dritteln der 
Förderprogramme der Anteil der 
Mittelbindung in den RWK im Zeit-
raum 2006 bis 2009 im Vergleich 
zum Zeitraum 2000 bis 2005…“

Die Kernindikatoren zeigen: 
Der Weg ist richtig
Seit Juni dieses Jahres liegt der 
vierzehnte Bericht der Interminis-
teriellen Arbeitsgruppe Integrier-
te Standortentwicklung (IMAG 
ISE) auf dem Tisch. Am 1. Juli gab 
es eine Anhörung des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie 
des Brandenburger Landtages zur 
RWK-Entwicklung. Fasst man die 
Erkenntnisse beider Gremien zu-
sammen, so kann man, auch unter 
Berücksichtigung aller subjektiven 
und objektiven Entwicklungspro-
bleme, festhalten: Die verzahnte 
Förderung und Fokussierung auf 
die Regionalen Wirtschaftskerne 
hat sich voll bewährt. Das Prinzip 
„Stärken stärken“ zeigt seine Wir-
kung, insbesondere wenn man 
berücksichtigt, dass zehn Jahre in 
einem wirtschaftlichen Transforma-
tionsprozess eine sehr geringe Zeit-
spanne sind.  (Fortsetzung folgt)

Punktbewässerung statt Gießkanne (Teil 1)
10 Jahre Regionale Wachstumskerne in Brandenburg: ein Erfolgsmodell

Autor Helmut Barthel, wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Brandenburg

Helmut Barthel ist wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Brandenburg und 
Vorsitzender der SPD-Fraktion im Kreistag Teltow-Fläming. Foto: privat




